
Rassismus und Sexismus lassen sich nicht kritisch
begleiten. Es sollte beides nicht geben. So einfach ist
das. Deshalb ist es richtig, daß die taz keine Anzeigen
dieses Inhalts druckt. Bei der Bundeswehr sieht die
Sache anders aus. Es gibt keine Übereinkunft in die-
ser Zeitung, der zufolge die Armee sofort ersatzlos
abgeschafft werden soll. Sonst dürfte auch kein Kom-
mentar erscheinen, der sich für eine deutsche Beteili-
gung am Bosnien-Einsatz ausspricht.

Berichterstattung ist etwas anderes als Reklame.
Eine strikte Trennung zwischen dem redaktionellen
Teü einer Zeitung und ihrem Anzeigenteil ist aus gu-
ten Gründen ein Grundsatz, der im seriösen Journa-
lismus als unumstößlich gilt. Wer jetzt behauptet, die
taz werbe für die Bundeswehr, beschreitet emen ge-
fährlichen Weg. Mit diesem Vorwurf beweisen näm-
lich diejenigen, die ihn erheben, daß ihnen an jener
Trennung zwischen redaktionellem Teil und Anzei-
genteil nur wenig liegt. Dabei ist sie eine der tragen-
den Säulen von Pressefreiheit. Nun läßt sich nicht be-

Wem nützt es, wenn die Bundeswehr m der taz in-
seriert? Anzeigen sind ein Geschäft, ein Tausch: Die
taz bekommt Geld dafür, weil die Bundeswehr glaubt,
so ihr Image aufpolieren zu können. Und bei diesem
Tausch verliert die taz. Unsere Existenz hängt keines-
wegs von diesen Anzeigen ab. Die Behauptung, daß
die taz die Inserate als door operier braucht, um An-
noncen für Waschmaschinen, Autos und Schokolade
zu akquirieren, ist nicht mehr als eine Spekulation. Si-
cher ist hingegen, daß die taz-Abonnenten und -Ge-
nossenschaftler verlieren wird.

Wenn die taz diese Anzeigen druckt, droht ihr ein
Imageverlust. Denn die taz gilt und versteht sich noch
immer als alternative Zeitung. Doch Anzeigen von
der Bundeswehr zu nehmen, wird in der Öffentlich-
keit nicht als Zeichen souveränen Umgangs mit politi-
schen Gegnern verstanden, sondern steht im Ruch
platter Anbiederung. Und irgendwie gelingt es nicht,
zu vermitteln, warum wir diese Anzeigen unbedingt
veröffentlichen wollen.

Die Chefredaktion hat am 24.1. erklärt, daß sie
prüfen wird, ob Anzeigegen die seit-vielen Jahren gül-
tigen taz-Richtlinien verstoßen: Kein Rassismus, Mili-

streiten, daß Anzeigenkunden gelegentlich versu-
chen, Einfluß auf das redaktionelle Umfeld zu neh-
men. Die Qualität einer Redaktion bemißt sich auch
daran, wie konsequent sie sich derartigen Versuchen
widersetzt. Friedrich Küppersbusch hat in dieser Zei-
tung zum Thema geschrieben, Verteidigungsminister
Volker Rühe kaufe die taz. Er glaubt offenbar, wir
seien billig zu haben. Da irrt der Kollege.

Die Streitkräfte sind eine m der Verfassung veran-
kerte Institution dieses Staates, aus Steuermitteln fi-
nanziert. Die Bundeswehr muß transparent sein, nach
demokratischen Prinzipien funktionieren und von der
Gesellschaft kontrollierbar bleiben. Die taz berichtet
über die Entwicklung der Armee und kommentiert
sie. Ist diese Entwicklung bedenklich, dann wird der
Bundeswehr auch die schönste Werbung nichts nüt-
zen. Dazu verstehen Leserinnen und Leser zu genau,
zwischen Anzeigen und Berichterstattung zu unter-
scheiden. Bettina Gaus

tansmus oder Sexismus. Nun will sie die Bundeswehr-
anzeige drucken.

Diese Argumentation wirkt etwas sophistisch:
Warum soll nur das (lautere) Anzeigenmotiv aus-
schlaggebend sein, nicht aber die (womöglich unlau-
tere) Absicht des Inserenten? Mit solchen anschei-
nend wasserdichten Formeln tut man so, als könne
man sich, mit den üblichen 70er-Jahre-Parolen be-
waffnet - antisexistisch, antimilitaristisch etc. - in den
unübersichtlichen Neunzigern häuslich einrichten. So
mogelt man sich um das Problem herum: daß die An-
zeigen als eine politische Aussage verstanden werden.

Die Bundeswehr könnte mit Recht behaupten, daß
sie den taz-Anzeigen-Gesinnungs-TÜV durchlaufen
hat. Ergebnis: bestanden. Von wegen militaristisch!
So billig sind gelungene PR-Aktionen selten. Fazit:
Diese Anzeigen sind ein miserabler Deal. Die taz ko-
sten sie wahrscheinlich Geld, bestimmt Image. Das
Recht, Anzeigen abzulehnen, die nicht ms Blatt pas-
sen, nimmt sich jede bürgerliche Zeitung. Die taz
sollte das, ganz stinknormal, auch tun.

Fast möchte man meinen, es gibt em gutes Leben
im falschen. Nicht rund um die Uhr, aber immerhin
am Frühstückstisch oder beim Glas Wein nach Feier-
abend. Und fast möchte es einen mit Stolz erfüllen, für
dieses gute Frühstücks- und Feierabendleben im Fal-
schen zu arbeiten. Seine Name: taz, die tageszeitung.

Seit 1992 arbeite ich m der taz. Das war mcht immer
einfach, aber niemals hatte ich das Gefühl, mich und
meine Überzeugung zu verkaufen. Im Gegenteil:
Nach sechs Jahren kann ich immerhin sagen: Ich habe
die Themen, für die ich stehe, mehr bestimmt, als daß
die taz mich bestimmt hätte. Das ist nicht wenig für ei-
nen, dem die Suche nach politischen Alternativen jen-
seits des real existierenden Kapitalismus wichtiger als
die alternative Ankunft in der rheinischen Republik.

Was zahlreiche Auseinandersetzungen in der taz
mcht geschafft haben und auch keine Bundeswehran-
zeige schaffen wird, scheint nun freilich einem Teü der
taz-Leser zu gelingen: Ich frage mich, ob ich noch am
richtigen Ort bin. Wenn ich die Abo-Kündigungen

durchsehe, drängt sich nur die Frage geradezu auf, wo,
vor allem aber wann der kündigende Teil der Leser-
schaft die von der taz eingeforderte Moral so überaus
konsequent auslebt? Am Frühstückstisch? Nach dem
Abendbrot? Oder auch tagtäglich, am Arbeitsplatz?

Meiner Phantasie sind jedenfalls keine Grenzen
gesetzt. Da versorgen sich Beamte, Architekten, Gra-
fiker, Lehrer und auch Journalisten frühmorgens mit
der Tagesportion am guten Leben, um hernach im
schlechten für die alltäglichen Pirouetten gewappnet
zu sein -um Werbeanzeigen für die Daimler-Tochter
zu gestalten oder seinen Job dadurch zu legitimieren,
daß ein anderer alles noch schlechter machen würde.
Eine wahrhaft postmoderne Moral wäre das, weil eine
beliebige. Wer die taz als Projektionsfläche für das ei-
gene schlechte Gewissen mißbraucht, sollte eigentlich
über mehr nachdenken als über eine Bundeswehran-
zeige. Was ist schon Realsatire gegen das gute Leben
im falschen? UweRada

Die Bündnisgrünen schrecken
davor zurück, im Wahlkampf allzu
deutlich zu sagen, was für sie nach
der Wahl die Mindestforderungen
für den Abschluß einer rot-grünen
Koalition sein werden. Je nach
Mitteilsamkeit der befragten
Funktionsträger schwankt die
Zahl zwischen zwei und fünf. Die
bündnisgrünen Politiker fürchten
einfach, an Verhandlungsspiel-
raum einzubüßen. Sie wissen auch
um den kumulativen Effekt von
Essentialdebatten: Das Minimum
pflegt sich ins Maximum auszu-
dehen.

Dennoch gehören die Essentials
nicht ins Geheimfach, das erst ge-
öffnet wird, wenn nach einem Sieg
von Rot-Grün die künftigen Kräf-
teverhältnisse feststehen und das
große Feilschen beginnt. Denn die
Frage der bündnisgrünen Aktivi-
sten, worauf man im Regierungs-
fall um kernen Preis verzichten
möchte, ist häufig identisch mit der
Frage der Wähler, ob sie über-
haupt für Grün votieren wollen.

Im Gegensatz zu dem, was Es-
sentials im Wortsinn bedeuten, ge-
ben Forderungen dieses Typs ein-
fach Antwort auf die Frage, ob es
sich lohnt, ms Regierungsgeschäft
einzusteigen. „Kohl abwählen!" ist
offensichtlich em genausowemg
befriedigendes Minimalprogramm
wie es „Strauß verhindern!" 1980
war. Dem gegenüber bilden Essen-
tials ein Medium der Selbstver-
ständigung nach „Innen" wie nach
„Außen" über das, was realisti-
scherweise innnerhalb emer Koali-
tion durchgesetzt werden kann
und muß. Sie geben Auskunft über
die grundlegenden Ziele der Par-
tei, enthalten aber auch eine Pro-
gnose über die Durchsetzungskraft
der eigenen Positionen.

Solche Forderungen sind em
Kreuzungsprodukt aus identity
und rational choice. Sie enthalten
zwei Aussagen: Wenn ihr uns
wählt, passiert mindestens das Fol-
gende. Und dieses Folgende ist
durch die „Kettenglieder" xy mit
unserem Ziel, dem ökologischen
Umbau der Industriegesellschaft,
verbunden. Wenn das stimmt, muß
das „Dann eben ohne uns, dann
macht euren Dreck in der großen
Koalition alleine" nicht nur als
mentaler Vorbehalt, sondern in
der Öffentlichkeit gegenwärtig
sein. Essentials setzen eine mög-
liche Alternative zur Regierungs-
beteiligung voraus. Ein Gemein-

platz, der den Vorzug hat, zu stim-
men.

Hinter solchen Überlegungen
versteckt sich em alter Bekannter -
das Problem des „Herankom-
mens", mit dem sich die Kommu-
nisten früherer Jahrzehnte jedes-

mal herumschlagen mußten, wenn
es um die Bildung von Volksfron-
ten mit der mächtigeren Sozialde-
mokratie ging. Nur daß jetzt nicht
mehr die sozialistische Revolution
m Frage steht, sondern ein - in den
Konsequenzen allerdings tief ms
gesellschaftliche Gefüge eingrei-
fendes - ökologisches und soziales
Reformprogramm. Der Begriff
des „Einstiegs" ist bei Licht be-
trachtet nichts anderes als das gute
alte „Herankommen" Daher die
Wichtigkeit präziser Maßnahmen
und Zeitpläne, die mit ihm verbun-
den sein müssen.

Unglücklicherweise gibt es auch
ein Interesse an grünen Essentials,
und zwar den falschen, bei den po-
litischen Gegnern der Bündnisgrü-
nen. Die Reaktionen auf den Mag-
deburger Parteitag von Wester-
welle bis Hintze sind hier lehrreich.
Sie stellen den Versuch dar, den
Grünen das Image des Maxima-
lismus, also der Regierungsunfä-
higkeit anzuhängen. Instrumente
dieses Versuchs sind die ableh-
nende Haltung der Magdeburger

Parteitagsmehrheit gegenüber der
Beteiligung der Bundeswehr an
friedenserzwingenden Aktionen
nach Abschnitt VIII der UNO-
Charta und die Forderung nach ei-
ner schrittweisen Erhöhung der
Benzinpreise auf fünf Mark. Falls
die Bündnisgrünen sich m die Ecke
des Maximalismus drängen lassen,
erübrigt sich jede weitere Diskus-
sion über Essential der Regie-
rungsbeteiligung.

Aber dieses Manöver der Kon-
servativen kann ja auch schiefge-
hen. Nämlich dann, wenn es den
Bündnisgrünen gelingt, diese bei-
den Positionen teils zu korngieren,
teils auf der Zeitachse richtig ein-
zuordnen. In einer perspektivi-
schen Betrachtungsweise ist die
Auflösung der Nato beziehungs-
weise ihre Eingliederung m em Sy-
stem kollektiver Sicherheit eine
sinnvolle Alternative. Hieraus
aber den Schluß zu ziehen, nichts

gehe mit der Bundeswehr, ehe die-
ses Sicherheitssystem erbaut sei, ist
der Musterfall einer falschen Kon-
kretion. Richtig wäre die Forde-
rung gewesen, die OSZE finanziell
wie organisatorisch zu stärken.
Aber solche berechtigten Projekte
können mcht zu Essentials kon-
zentriert werden.

Beim zweiten „Kainsmal", das
den Bündnisgrünen beigebracht

...erzwungen wer-
den, einem Angriff
auf Gerechtigkeits-
vorstellungen

werden soll, dem Benzinpreis von
fünf Mark, ist die Dehnung auf der
Zeitachse noch wichtiger. Auch
hier eine falsche Konkretion, ein
„Einstieg", der nicht zum „Heran-
kommen" einlädt. Denn die be-
rechtigte Forderung nach der öko-
logischen Steuerreform soll mit ei-
nem Schock erzwungen werden,
einem Angriff auf tief verwurzelte
Gerechtigkeitsvorstellungen, nach
denen vor allem (nicht nur) der
zahlen soll, der den je größten
Schaden verursacht.

„Laissez payer les riches" ist
zwar eine populistische Parole,
aber mcht durchweg falsch. Aber
der zentrale Fehler der Bündnis-
grünen besteht hier darin, eben
keinen Einstieg zu bezeichnen,
sondern den Endzustand. Die
These, daß gerade hierdurch em
Denkanstoß gegeben, ein Dis-
kussionsprozeß ausgelöst werden
soll, ist hergeholt, manieriert, in
der Praxis des Wahlkampfs zum
Scheitern verurteilt und hat mit ei-
nem sinnvollen Essential nichts zu
tun.

Daher das Plädoyer an die
Bündnisgrünen, zusammen mit
dem Wahlprogramm eme „Hand-
reichung" zu veröffentlichen, die
uns klipp und klar sagt, wo die
Schmerzgrenze hegt und was wir
von Rot-Grün mindestens erwar-
ten dürfen. Man antworte bitte
nicht, Hauptforderungen des
Wahlkampfs seien etwas anderes
als Essentials in Verhandlungen
mit den Sozialdemokraten. Das
wäre nur dann richtig, wenn zwi-
schen der Welt der Propaganda
und der nachfolgenden Praxis eme
emgeplante Kluft bestünde - für
viele potentielle Wähler der Bünd-
nisgrünen eme unerträgliche Vor-
stellung. Essentials, die für die
SPD gerade noch erträglich sind,
präzise Daten und Fristen dort,
wo bei den Sozialdemokraten
Nebel vorherrscht oder unver-
bindliche Absichtserklärungen -
das ist kerne allzu schwierige Auf-
gabe.

In meiner privaten Rechnung
komme ich auf vier Essentials: em
energiepolitisches, ein energie-
steuerliches, ein sozialpolitisches
und em demokratisches. Nähere
Auskunft beim Verfasser

Die Türkei fühlt sich bei ihrem Wunsch, der EU bei-
zutreten, zu Unrecht in eme Ecke gestellt und inter-
pretiert dies als eine Diskriminierung religiös-kultu-
rellen Charakters. Das Land zieht dabei nicht m Be-
tracht, daß es noch einen langen Weg vor sich hat,
wenn es darum geht, sich den übrigen europäischen
Demokratien anzugleichen. Obwohl der Weg zur
EU-Erweiterung voller Frustrationen sein wird, hat
die Londoner Konferenz neue Perspektiven eröffnet.
Mit sofortiger Wirkung vereinbarten die 26 vertrete-
nen Länder, die Zusammenarbeit etwa im Kampf ge-
gen die organisierte Kriminalität, den Drogen-
schmuggel oder den Terrorismus zu verstärken.

„The Independent" (London) meint dazu: Was
macht die Türkei so anders? Sie ist ein moslemisches
Land. Seit Hassan die Mauern von Konstantinopel an
der Spitze einer Welle von Handlangern der Tyrannei
1453 stürmte und tausend Jahre des Christlichen Rö-
mischen Reiches von Byzanz beendete, legte sich sein
Schatten über den Kontinent. Bis zu den Mauern von
Wien wurde die moderne europäische Identität in der
Opposition zum türkischen Islam geprägt... Doch Eu-
ropas Geschichte war schon immer eine Geschichte
religiöser Teilung. Und diese sollte - wie die Spaltung
Europas durch den Kommunismus -von der EU heu-
te überwunden werden. Deshalb müssen wir es mit
dem Schatten von Hassan aufnehmen.

Die Forderung nach
der ökologischen
Steuerreform soll
mit einem Schock...

lebt in Berlin und arbeitet seit
1989 für die taz. Er war zunächst
Redakteur für Osteuropa, spä-
ter dann für die Meinungsseite
verantwortlich und ist heute fe-
ster freier Mitarbeiter der Zei-
tung. Er wählt seit 1980 beharr-
lich die Grünen.

• Drei nicht repräsentative Meinungen aus der Redaktion der taz zum
Abdruck der umstrittenen Anzeige der Bundeswehr

• Ein paar aufmunternde Worte an die Adresse der Bündnisgrünen
über den Nutzen von Essentials vor den BundestagswahlenBIST DU HI£PvHlr\JGeKAT£N Z
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